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Ein souveräner Staat Palästina 
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Wenn politische Weisheit nicht die Oberhand gewinnt, wenn nicht wichtige Entscheidungen getroffen werden, an denen  a l l e  Palästinenser beteiligt sind, wenn wir nicht aus den Fehlern der Vergangenheit lernen und die frühere Politik und ihre Methoden ändern und diejenigen austauschen, die dafür verantwortlich waren, dann bewegen wir uns auf eine gewaltige Katastrophe zu, größer als die von Oslo.

Hätte es das heutige rigorose Streben nach Anerkennung eines ‚unabhängigen Staates Palästina’ schon vor 1947 gegeben, dann hätten wir es begeistert unterstützt, wir hätten für dieses Ziel auch unser Leben geopfert, so wie es unser Volk seit 1920 getan hat.

Im Artikel 22 seiner Charta anerkannte der Völkerbund [1920] die Unabhängigkeit Palästinas vom Mittelmeer bis zum Jordan, von Ras al Naqura bis Um Rashrash und klassifizierte es, wie auch den Irak, als A-Mandat-Gebiet, das bedeutete als einen unabhängigen Staat, der lediglich noch Beistand und Beratung durch die Mandatsregierung brauchte, um seine Institutionen aufzubauen. Der Irak war Palästinas ‚Zwilling’, mit dem Unterschied jedoch, dass  e r  ein unabhängiger Staat wurde und Palästina nicht.

Die britische Mandatsmacht untergrub diese Rechtsgrundlage dadurch, dass sie jüdische Einwanderung nach Palästina zuließ und dadurch, dass sie, solange die Mehrheit der Bevölkerung Araber waren, Palästina eine parlamentarische Vertretung nicht erlaubte. Danach untergruben die Zionisten die ganzen grundlegenden Bestimmungen der Charta, indem sie Palästina in zwei Wellen besetzten, 1948 und 1967.

Der große Unterschied zwischen der Mandatszeit und heute ist, dass die Palästinenser vor 1947 Bewohner ihrer Heimat waren, dort verwurzelt seit Tausenden von Jahren. Die Forderung nach Unabhängigkeit im Land leuchtete somit ohne weiteres ein, so wie auch bei den anderen britischen Kolonien und Protektoraten.

Heute hat die zionistische Bewegung durch Vertreibung der palästinensischen Bevölkerung  ihren Mythos, Palästina sei „ein Land ohne Volk“, mit brutaler Gewalt wahrgemacht. Das ist der Grund, warum die Situation, der sich die Palästinenser konfrontiert sehen, heute eine andere ist. Das vorrangige Ziel muss sein, Palästina wieder zu dem Land zu machen, in dem seine Menschen wohnen, wie andere Völker in der Welt in ihren Ländern. Dann können seine Bewohner für die Unabhängigkeit und Freiheit in ihrer Heimat kämpfen.

Es ist kein Zufall, dass David Ben-Gurion die größte organisierte ethnische Säuberung der modernen Geschichte durchführte, sogar noch bevor er den Staat Israel ausrief, also vor dem Ende des britischen Mandats; er vertrieb die Bevölkerung von 220 Städten und Dörfern aus ihrer Heimat in Palästina: in der Küstenebene, in Marj Bin Amer und Tiberias; dann vertrieb er die Bevölkerung von 400 weiteren Dörfern. Es ist auch kein Zufall, dass die UNO- Mitgliedschaft Israels an zwei Bedingungen geknüpft war: erstens die Zustimmung zu der UN-Resolution 181 über die Teilung des Landes, was bedeutet: Israel musste sich [aus dem Gebiet, das es zusätzlich zu dem ihm zugeteilten Territorium erobert hatte] zurückziehen, und zweitens die Zustimmung zu der Resolution 194, ein Jahr nach der Teilungs-Resolution beschlossen, über die Rückkehr der palästinensischen Flüchtlinge in ihre Häuser in jedem von Israel beherrschten Teil Palästinas.

In den 93 Jahren seit der Balfour Deklaration  verfolgten die Juden beständig das Ziel, immer noch mehr Land zu okkupieren. Anstatt dass 80 % des ursprünglichen Palästina einem arabischen Staat zugesprochen wurde, wie es die Königliche (Peel) Kommission 1937 vorschlug, oder 45 %, wie es der Teilungsplan von 1947 vorsah, ist der palästinensische Anteil inzwischen auf gerade mal 20 % unseres ursprünglichen Landes geschrumpft; dies ist jedoch das Maximum, was die Palästinensische Autonomiebehörde (nicht die ordnungsgemäß konstituierte PLO) fordert. In Benyamin Netanyahus Plan schrumpfte der Anteil sogar noch weiter auf gerade mal 5 % des historischen Palästina.

Es ist klar, dass kein Teilungsplan der Vereinten Nationen je mit der Möglichkeit einer ethnischen Säuberung, der Vertreibung eines Teils der Bevölkerung zugunsten des anderen rechnen oder sie akzeptieren kann. Es war also kein Zufall, dass die internationale Gemeinschaft darauf bestand, dass Israel, als Bedingung für die Aufnahme in die Vereinten Nationen, seine ethnische Säuberung durch die Rückkehr der Palästinenser in ihre Häuser rückgängig machen müsse.

Bevor also jede weitere Diskussion stattfinden kann, muss gefordert werden, dass die Flüchtlinge in ihre Heimat zurückkehren können, denn das Rückkehrrecht ist ein „unveräußerliches Recht“ und hat einen höheren Rang als jede Anerkennung von Souveränität im ganzen Land oder in Teilen davon. Solch eine Anerkennung ist ein politischer Akt, der verschieden ausfallen kann, je nachdem, wie gerade die politische Lage ist. Wir brauchen uns da nur die Teilung oder Vereinigung von Ländern besonders im Europa des 20. Jahrhunderts anzuschauen.

Das Rückkehrrecht ist jedoch nicht nur den Palästinensern heilig, sondern es ist auch ein Rechtsgrundsatz, der, im Völkerrecht verankert, nicht widerrufen oder wegdiskutiert werden kann; man kann es auch nicht verkaufen. Es ist zudem ein individuelles Recht. Das Hauptziel bei der Gründung der Palästinensischen Befreiungsorganisation war die „Befreiung“  Palästinas, nicht dessen Teilung. Die PLO wurde sicherlich nicht mit dem Ziel gegründet, eine Zerstückelung Palästinas zu legitimieren.

Die Befreiung Palästinas bedeutet nicht notwendigerweise militärische Operationen; sie kann mit anderen Mitteln erreicht werden, wie man am Beispiel Indiens und Südafrikas sehen kann.

Was tatsächlich mit Befreiung gemeint ist, ist die Beendigung des zionistischen Siedlungsprojekts und dessen rassistischer Politik, die das Blut unschuldiger Menschen vergossen und das Erbe der Palästinenser zerstört hat. Diese Befreiung wird auch die Juden befreien - vom Zionismus, der sie psychisch krank gemacht hat: innen haben sie Angst, außen agieren sie mit Terror. Der Zionismus ist, wie Alan Hart schrieb „der eigentliche Feind der Juden“.

Was sollen wir also im kommenden September erwarten, wenn in der UNO die palästinensische Forderung nach voller Mitgliedschaft für die 20 % des historischen Palästina  gestellt wird? Warum hat Israel seine Botschafter, seine Lobby im Westen und seine  willfährigen Medien angewiesen, einen Krieg gegen die Anerkennung Palästinas durch die UNO zu führen?

Wenn die Anerkennung verweigert wird, bleibt es beim status quo, aber was wird sich ändern, wenn sie zugestanden wird? Es versteht sich von selbst, dass die NATO  [in diesem Fall] niemals eingesetzt werden wird, um den Willen der internationalen Gemeinschaft durchzusetzen, wie sie es schon in vielen anderen Fällen getan hat. Die UNO mag vielleicht Israels Aggression und die Besetzung des Territoriums eines „souveränen Mitglieds-Staats“ verurteilen. Aber solch eine Verurteilung wird lediglich der Masse der Resolutionen, die von dem zionistischen Staat schon bisher ignoriert wurden, eine weitere hinzufügen. Da dieser Staat von den USA unterstützt wird, wird er so weitermachen wie bisher, ohne irgendeine Sanktion befürchten zu müssen.

Doch gefährlicher und durchaus wahrscheinlich ist, dass dadurch der Weg zu  „Friedensverhandlungen“ geöffnet wird, die – von Europa und den USA unterstützt - zur Akzeptanz eines palästinensischen Ministaats führen sollen. Wir können es heute schon sehen: nach „harten Verhandlungen“ und „schmerzhaften Zugeständnissen“ wird eine Übereinkunft geschlossen und man wird dies auf dem Rasen des Weißen Hauses mit Händeschütteln und allseitigem Lächeln feiern. Dieser Ministaat wird ein Nichts sein, unfähig, sich zu verteidigen; ohne Kontrolle seiner Grenzen, seines Luftraums, seines Territoriums; ohne Kontrolle seiner Wasservorräte; und seine endgültigen Grenzen werden durch „Landtausch“ – und vielleicht durch einen erzwungenen „Transfer“ von Menschen -  „einvernehmlich festgelegt“. Dies wird genau der Ministaat sein, den Shimon Peres und Ehud Olmert  sehnsüchtig erhofften und für absolut notwendig hielten, denn andernfalls „wäre Israel am Ende“.

Das Schlüsselwort in diesem Szenario ist „Landtausch“. Dies ist ein Projekt, das Netanjahu und sein rassistischer Außenminister Avigdor Liebermann unterstützen und das seit Jahren von einem Team unter der Leitung des Russen Gideon Biger von der Universität Tel Aviv

geplant wird. Der ‚Landtausch’ wird eine Vertreibung von Palästinensern aus dem Staat Israel nach sich ziehen (wo sie heute ein Fünftel der israelischen Bevölkerung ausmachen) und das Leben für Palästinenser in der Westbank so unerträglich machen, dass sie ‚freiwillig’ gehen.

Dieser Plan übersieht eine simple Tatsache: weder das Land, das Israel 1948 [im israelisch-arabischen Krieg] besetzt hat, gehört ihm, noch die Gebiete, die es 1967  besetzt hat. Deshalb ist die Idee des Landtauschs rechtlich gesehen der falsche Ansatz. Auf der palästinensischen Seite widerspricht der Landtausch den Grundsätzen der Palästinensischen Nationalcharta, die die Einheit des palästinensischen Bodens fordert (was, nebenbei bemerkt, auch die Mandatscharta tat). Deshalb kann ein Landtausch nie und nimmer von irgendeiner rechtmäßigen nationalen Führung akzeptiert werden.

Aber, was noch schlimmer ist, ein solcher Vorschlag würde das überholte Oslo-Abkommen legitimieren und fortbestehen lassen. Obwohl die Aufteilung der West Bank in die Zonen A, B und C als eine vorübergehende Maßnahme bis zur Errichtung eines palästinensischen Staates in der West Bank und in Gaza bis spätestens 1999 gedacht war, hat Israel diese Aufteilung  praktisch, rechtlich und verfahrenstechnisch zur Dauereinrichtung gemacht.

Infolgedessen wird die Zone ‚C’ unter israelischer Herrschaft bleiben, während die Zone ‚B’ praktisch der Souveränität Israels unterstehen wird, wo es jederzeit jeden verhaften kann, während man die Straßenreinigung und andere kommunale Aufgaben der Palästinensischen Autonomiebehörde überlässt. Wie Amira Hass in der israelischen Zeitung Haaretz schrieb, ist die Zone ‘B’ zu einem Zufluchtsort für Diebe und Drogenhändler geworden und die Palästinensische Autonomiebehörde hat nicht den Mut einzugreifen.

Zone ’A’ wird der Käfig sein, in dem die Palästinenser der West Bank und die aus Israel Vertriebenen zusammengepfercht werden. Sie werden die Flagge eines „souveränen“ Kleinstaats „Palästina“ hissen können. Dieses Nichts wird aber keine Ähnlichkeit mit dem Staat Palästina haben, der 1920 vom Völkerbund anerkannt und in Aussicht gestellt worden war und es wird auch nicht das Palästina sein, das durch die Geschichte definiert ist, wie sie den Palästinensern vertraut ist. All die nationalen Rechte der Palästinenser, 

einschließlich des unveräußerlichen Rückkehrrechts würden in diesem „Staat“ abgeschafft oder verkürzt. ‚Rückkehr’ würde jetzt interpretiert als Rückkehr in den palästinensischen Kleinstaat, nicht zu den früheren Häusern der Flüchtlinge. Weil der Käfig zu klein sein wird, werden Flüchtlinge von 1948 für immer im Exil leben müssen.

Es ist also offensichtlich, dass Palästina eine neu gewählte Führung braucht, eine Führung, die in einem umfassenden demokratischen Prozess gewählt wird, der alle Palästinenser einbezieht, nicht nur die, die in der West Bank und dem Gaza-Streifen leben. Flüchtlinge in den Lagern in Jordanien, Syrien und dem Libanon müssen teilnehmen können und auch die Menschen in der weiteren palästinensischen Diaspora (shatat). Sie alle sind die „Urwähler“. Die neue Führung wird sich gut auskennen in der Geschichte und Geographie Palästinas und mit den Rechten des palästinensischen Volkes und sie wird bereit sein, sie zu verteidigen. Um mit den Worten des hoch geachteten Schriftstellers Ghassan Kanafani zu schließen: „Wenn der Anwalt den Prozess verliert, lasst uns den Anwalt wechseln, nicht den Prozess.“

Dr. Salman Abu Sitta ist der Haupt-Koordinator des ‚Right of Return Congress’. Er ist der Autor des bemerkenswerten ‚Atlas of Palestine’, der die Infrastruktur Palästinas in mühevoller, detaillierter Form dokumentiert – 1.300 Städte und Dörfer und 11.000 Grenzsteine, natürlich auch die ursprünglichen Namen – bevor Israel 1948 gegründet wurde.
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